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Warum wir jedes Konkordat ablehnen. 


„Der Evangeliiche Bund, zu feiner 31. Generalverfammlung in 
Eijenach vereint, betont nachdrüdlichit, daß auch er eine Regelung 
gewiſſer zwijchen dem Staat und den Kirchen zu löfenden Fragen 
für Dringend erforderlich hält. Er verlangt, daß bei diefer Regelung 
die Gleichberechfigung beider Kirchen voll gewahrt wird. Er lehnt 
jedoch hierfür, unterftügt durch drei Millionen im gleichen Sinne 
bei ihm eingegangener Unterfchriften, die Rechtsform eines Ronkordats 
mit aller Entfehiedenheit ab. | 


Er tut das mit Nückjicht auf den Staat felbjt und die Erhaltung 
jeiner Autorität und Souveränität, mit Nücficht auf die fonft ge- 
fährdete Gleichberechfigung der evangelifchen Kirche und mit Rückficht 

auf den fonfeflionellen Frieden, der, wie die Gefchichte der Ronfordate 
‚zeigt, Durch jedes Konkordat in Gefahr gerät. Er verweift für die 
Regelung auf den Weg deutjcher Staatsgefege. 


Etwaige Berhandlungen mit der Rurie haben fich auf die vor 
100 Jahren geregelten Gegenjtände zu befchränfen; Fragen des 
deutſchen Schul- und Bildungswefens find aus diefen Verhandlungen 
grundjäglich auszuſchließen.“ | 


(Entjchliegung der Generalverfammlung 
des Evangelifchen Bundes zu Eifenach vom 6. Dftober 1927.) 


* * 


1 
* 


Die Beunruhigung um das Konkordat will vom deutſchen Volke nicht 
weichen. Daran vermögen auch wenig geſchickte Dementis von amtlicher 
Seite, wie fie von Zeit zu Zeit zur Beruhigung der öffentlichen Meinung 
ausgegeben werden, faum etwas zu ändern; fie vermögen höchitens dent 


Vertrauen auf amtliche Erklärungen weitere ſchwere Erfchütterungen 
zu verleihen. 


Wenn der Evangelifche Bund eine Eingabe, in der gegen das Kon- 
fordat Einſprache erhoben wird, und die von drei Millionen deutfcher 
Männer und Frauen unterfchrieben wurde, den gejegebenden Körper- 
haften zuführen fonnte, fo ift damit der Beweis erbracht, daß es ſich 


bei der Bekämpfung des Konlordats um eine wirkliche Volksbewegung 
handelt. 


Es iſt aber durchaus nicht der Evangelifche Bund allein, der ſich 
die Abiwehrbeiwegung gegen das Konfordat zur Aufgabe gefebt hat. Es 
tt namentlich auch die Lehrerichaft aller Stufen, durchaus nicht nur die 
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das Reich eingreife. Beim Neich ſei aber, wenigitens bei. der jebigen 
Regierung, die Gefahr vorhanden, daß die Staatsautoritat und Die 
Seijtesfreiheit weniger gejhüßt werden als in Breußen.” Ms nah 
der Suldaer Erflarung der Biſchöfe die „Breslauer Volkswacht“ (in der 
joztaldemofratifchen Bropinzprefle herricht ja, wie befannt, die radikal 
veligtonsfeindliche Richtung vor) diefe Erklärung als eine völlige Ver— 
neinung der modernen Staatsauffaflung, al3 einen jtaatsferndlihen Bes 
ſchluß bezeichnete, ftellte die katholiſche „Schleitihe Volkszeitung“ (372) 
ein Ultimatum: die „VBollswacht“ habe fich zum Wortführer der Ichärfiten 
Richtung der Evangelibündler (!) gemacht, und fich fo jehr in Gegenſatz 
zu aller (!) joztaldemofratiichen Tradition und Auffaffung geitellt, daß 
thre Ausführungen „nicht nur größtes Auffehen und Befremden erregen 
müſſen, jondern auch gegebenenfalls ernite politiſche Folgerungen zeitigen 
können, wenn fie nicht von anderer Seite der Partei veftifiziert werden“. 
Die verlangte Zurechtweiſung erfolgte mit der gewünſchten Promptheit 
und Deutlichkeit: am 13. Auguft fanı die Drohnote aus Breslau, am 
16. August die löbliche Unterwerfung im „Vorwärts“, in dem Georg 
Beyer auf die Kieler Entſchließung hinivies, die allerdings damals „wicht 
genügend beachtet worden fer“, und die durchaus nicht jagen wolle, daß 
‚jedes Konkordat mit Preußen unbedingt abzulehnen jet”. Dagegen 
jei es verfehlt, „Konfordatsperhandlungen allein Durch das Reich Führen 
zu laſſen, ſchon weil die jeßige Reichsregierung eine diel geringere Ge— 
währ als die preußifche Negterung dafür bietet, daß bei den Berhand- 
(ungen die Rechte des Staates und der Furlturellen Freiheit gewahrt 
bleiben“. Durch diefe Entfchliefung werde por aller Augen befindet, 
daß die Sozialdemokratie mit jener grundfaglihen Anttfonfordats- 
agttation, wie fie der Evangeliſche Bund betreibe, nicht die min- 
deiten Berührungspuntte habe. Die Vertragsſchwäche des Proteſtan— 
ttsmus könne aber „nicht die Ablehnung eines Vertrages mit einer 
Weltmacht“ begründen, die fich über die Seelenmacht hinaus Fraft des 
Willens der Gläubigen geſchichtlich in den Beſitz tatſächlicher Rechtsmacht 
geſetzt hat“ Was will Rom mehr? 


Auch die Demofratifche Bartei Sieht es nicht ungern, wenn 
fie ın der Dffentlichfeit als entjchtedene Gegnerin des Konkordats— 
gedanfens betrachtet wird. Auf ihrer Habenfeite ſteht die Haltung der 
bayeriſchen Abgeordneten dieſer Bartei, die das bayerische Konfordat 
ablehnten; ebenjo Die auf Grund eines Vortrags von Prof. Dr. Baume 
garten gefaßte Entſchließung des Kulturausſchuſſes der Partei vom 
4. Marz 1927, in der „die Beſchränkung der Freiheit der deutſchen 
Kulturgejeßgeber durch Konkordate als eine Gefahr für die Rechte des 
Staates, des Bolfes und der Bolfsvertretung, für die Staatshohett in der 
Schule und für die Sreiheit des Gewiſſens und des geijtigen Lebens“ 
bezeichnet wird. 


Dagegen fehlt es nicht an Stimmen in diefer Partei, deren Haltung 
genau dieſelbe tjt wie die oben angegebene der Sozialdemokratiſchen 
Bartei. E3 wurde 3. B. nicht überſehen, daß der Abgeordnete Bohner ın 
einem Lettauffaß des „Berliner Börſen-Couriers“ (Nr. 71 vom 12. es ' 
brutar 1927) ſich für die Möglichkeit der Zuftimmung zu einem Konfordat 
ausgefprochen hat. Auch wurde das Auftreten des der Demokratiſchen 
Bartei angehörigen Landtagsabgeordneten . Pfarrer Moring (Breslau) 
ſtark erörtert, der in der „Ehriftlichen Welt“ (1926 Ver. 19. Sp. 96, 3—5) 
einen höchſt auffallenden Auffa über die Stellung der Demofratifchen 


en 


artei zuv Konkordatsfrage veröffentlicht. Der Ausgangspuntt war die 


bon einer Synode an die Parteien gerichtete Anfrage Man mußte aljo 


=“ wohl die Ausführungen Mörings als ivgendivie parteioffizids auffafjen; 


die Barteileitung ſelbſt ift auch, jopiel wir jehen, von jeiner Erflärung 

nicht abgerüdt. Möring jtellt feit, daß die Demofratiihe Partei „natür= 
lich” gegen ein Konkordat fei. Aber er wagt die Trage, ob die Demo— 
fratifche Bartei ein Konfordat ablehnen fönne, nicht unbedingt zu bejahen. 
Denn dann werde das Konfordat mit den Deutjchnationalen gemacht 
und dadurch die Koalition gejprengt. Möring fcheint, nad) dem ganzen 
Ton feiner Auseinanderjegungen zu jchließen, gar fein Empfinden dafür 
zu haben, auf welchen: bedauerlihen Tiefjtand jeine politiiche Taktik fich 
beivegt. Er hält es ohne weiteres nicht nur für moglich und denkbar, 
ſondern fogar für jelbitveritäandlich, daß feine Partei nah Kanofja geht, 
um ihre Stellung in der Negterung aufrecht zu erhalten. (Wartburg 
1926, Seite 99.) 

In der Sibung des Preußiſchen Landtages vom 16. März 1927 hat 
der Abgeordnete Pfarrer Graue zwar die Einbeziehung von Schulfragen 
in die Konkordatsverhandlungen für untragbar erflart, zu der grund- 
ſätzlichen Frage aber erklärt: „Die Frage, ob das Verhältnis zwiſchen der 
römiſch-katholiſchen Kirche und dem Lande Preußen überhaupt durd 
ein Konkordat oder auf anderem Wege zu regeln jet, bleibt zunächſt noch 
vollig offen. Sch jelbit fiir meine Perſon und als protejtantijcher 
Theologe bin niemals ein Freund von Konfordaten gewejen; aber es iſt 
auf dem Gebiete der Politik auch nicht richtig, immer Prinzipien zu 
reiten. Wenn alfo bei Konfordatsverhandlungen erhebliche Vorteile für 
den Staat zum Vorſchein fommen follten und gleichzeitig unſere katho— 
liſchen Mitbürger damit zufrieden find, dan — wiederhole ich — bleibt 
die Trage des Konfordat3 fir uns eine disfutable und offene“. 

Sm Reichstag ſprach fih am 2. Marz 1927 der Abgeordnete 
Külz, am 19. Marz der Abg. Heuf gegen ein Konkordat als jolches aus, 
während der von der demofratiichen Fraktion am 4. April 1927 ein 
gebrahte Antrag Dr. Baumer, Ronneburg und Koch ein Konkordat 
nicht ausſchließt, und ſchließlich auch die demokratische Landtagsfraktion 
ein Konfordat für erträglich erklärte, das fich auf folgende Punkte 
beichranfe: Neuabgrenzung der Bistümer, Einfluß des Staates auf die 
Bejegung der Bistümer und der Domkapitel, finanzielle Auseinander- 
ſetzung (Biermann a. a. D. ©. 8). 


Die Deutſche Volkspartei, als die Erbin der Überlieferungen 
der alten Kationalliberalen Partei, jcheint an ſich ſchon Durch dieſe ihre 
Überlieferung zur äußerſten Zurüdhaltung gegenüber dem Konkordäats— 
gedanfen berufen. Demgemäß wurde 3. B. auch in der Kulturtagung der 
Deutichen Bollspartei vom 14./15. November 1925, ſicher unter dent 
friſchen Eindrud des bayeriihen Konkordats, die Entjchliegung ange— 
nommen: „Die Form des Konfordats für Verträge zwiſchen 
Staat und Kirche ift abzulehnen. Vereinbarungen zwiſchen dem 
Staat und den Kirchen find, wenn überhaupt unvermeidlid, 
nur zuläffig über Fragen der kirchlichen Organiſation und der Staats— 
leiltungen an die Kirchen.” Dagegen hat die Kulturtagung der Deutſchen 
Volkspartei vom 2. und 3. April 1927 troß der angerıfenen Überein- 
ſtimmung mit den Beichlüffen von 1925 ihrer Entjchliegung einen be- 
deutungsvollen Nelativjag eingefügt: „. . . Mit diefem Gedanken iſt der 
Abſchluß eines Konfordats mit der katholiſchen Kirche, Das auf Das 


 Säulge biet übergreift, umvereinbar”. Den Abſchluß dieſer 
Kulturtaͤgung (man beachte, wie jchonend Bierbaum a. a. D. ©. 89/91 


über die Angelegenheit hinweggleitet) bildete das Auftreten des Partei ; — 
führers Dr. Streſemann, der am 3. April 1925 in einer viel bemerkten 


Rede erklärte, die Barteiarbeit müſſe jest ganz bewußt auf die Frage des 
Konkordats hingelenft werden. Es gebe große bürgerliche Parteien, Die 
es nicht wagen fönnten, in diefer Frage veaftionäare Wege zu 
gehen, wenn die Deutjche Volkspartei dagegen proteitiere. In der Preſſe, 
auch in dem Streſemann am nächſten ſtehenden Blatte, wurde dieſe Rede 
mit der Schlagzeile „Streſemann gegen das Konkordat“ angekündigt, und 
die darauf folgende Entſchließung ſprach fich gegen den Abſchluß eines 
Konkordats überhaupt aus: Aber ſchon 24 Stunden nachher, aljo am 
4, April, ſprach Streſemann bei einer Verſammlung der VBarteibeamten, 
daß feine Rede keineswegs eine Kampfanfage gegen den Konfordats- 
gedanfen geweſen ſei; „ich befinde mid in meinent Standpunkt zu dem 
Gedanken des Reichskonkordats, zu dem ich als Mitglied des Kabinetts 
bereits Stellung zu nehmen hatte, in vollfommener Übereinjtimmung 
mit den Erklärungen, die der Neichsfanzler feinerzeit über den Stand 
diefer Dinge und ihrer Entwiclung abgegeben hat“. Wieder am nächiten 
Tag erflärte Strefemann im Reichstag das Konkordat für „wünſchens⸗ 
wert“, mit dem nichtsſagenden Zuſaßz: es komme allerdings auf ven 
Inhalt an. | | — 
Dieſen ſehr raſchen Stellungswechſel beſiegelte eine Erklärung 
Strefemanns im Reichstage vom 5. April. Der demokratiſche Abgeord— 
nete Dietrich drangte ihn um genaue Stellungnahme: „Die Frage, die 
uns intereifiert, tft die: Wie fteht nun der Herr Außenminifter wirklich 
sur SKonfordatsfrage? Will der Herr Aupenminifter nach jeinen 
‘ Außerungen vom Sonntag ein Konfordat befämpfen, will er ein 
KReihsfonfordat, oder will er ein Landerfonfordat, oder 
will er gar fein Konfordat? Das ift die Frage, um die es ſich 
bier dreht. Wir wären hier ja nicht auf den Plan gekommen, wenn 
man uns nicht zitiert hätte; denn uns hat man als diejenigen hingejtellt, 
die durch dei preußiſchen Kultusminister Beder das Konkordat machen 
wollen, das der Herr Reichsaußenminiſter jeinerzett bekämpft, wenigſtens 
wenn man feinen Außerungen Glauben jchenfen und den Nachrichten 
- über feine Sonntagsrede — ich will mich ſehr vorſichtig ausſprechen — 
trauen darf. Wir haben eine Entſchließung eingebracht, zu der die Parteı 
wird Farbe befennen müffen; aber noch interefjanter wäre uns, went 
der Herr Minifter dazu Farbe bekennen würde.” (Bierbaum 90.) Darauf 
erwiderte Strefemann: „Wenn Sie meine perſönliche Auffaflung wijjen 
wollen, jo mache ich fein Hehl daraus, daß ich, nachdem mit Bayern ein 
Konkordat abgeichloffen worden ift, nachdem wir eventuell vor dem Ab- 
ihluß eines Konkordats zwischen Preußen und den Vatikan jtehen, Der 
Meinung bin, daß es wünfhenswert ift, ein Reichskonkordat 
abzufchliegen. E3 ift jedenfalls durchaus wünſchenswert, Daß über gewiſſe 
Raͤhmenbeſtimmungen auch das Reich Entſcheidung trifft, und dieſe Dinge 
fonneit durchaus nebeneinander und miteinander gehen. Die Stellung im 
einzelnen wird davon abhängen, welchen Inhalt diefe Verhandlungen 
feinerzett beim Endergebnis haben werden.” 
Übrigens hat fich der Borfigende der Neichstagsfraktion der Partei, 
Dr. Scholz, etwas vorfichtiger ausgefprochen (Königsberg am 13. Sep— 
tember 1927). Man follte die Bezeichnung Konkordat am beiten ver— 
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meiden. Es liege feine Beranlaffung vor, an dem bejtehenden Zuftand 
mit der Kurie etwas zu ändern, abgejehen von einigen „ftrufturellen 
Änderungen” der fatholifchen Kicchenpropinzen. Ex fiigte aber bei, daf 
fein Standpunkt nicht überall in der. Partei vertreten werde. | 

Wenn Die Deutihnationale Bolfspartei in ihrer 
Stellung zum Stonfordat Gegenjtand befonders lebhafter Auseinander- 
jegungen iſt, jo tft dies nur allzu erflärlich. Einmal weil wegen der 
Größe der Partei ihre Stellung zum Konkordat ausichlaggebend ift. Sit 
fie für das Konfordat, jo iſt es angenommen, tft fie dagegen, fo ift es 
abgelehnt — mwenigitens für das Reich. Sodann wegen der Tatfache, daß 
die Gefolgſchaft dieſer Partei fich in recht wefentlichem Umfange aus 
kirchentreuen evangelijchen Chriſten zufammenfegt, die einen weiteren 
Zuwachs an Macht und Geltung, wie ihn der römiſch-katholiſchen Kirche 
ein Konkordat einbringen würde, mit Necht als eine Verfchlechterung der 
Stellung ihrer eigenen Kirche empfinden wirden. Auch die Deutfch- 
nationale Barter wehrt fi unter dem Schlagwort „Handlungs- 
freiheit” gegen das Anfinnen, daß fie unzweidentig gegen den Kon— 
tordatsgedanfen Stellung nehmen joll. Wenn diefe Abwehr gelegentlich 
etwas gereizt ausfallt, jo ltegt dies daran, daß die Mitglieder und Wähler 
dieſer Bartet von den gegen das Konkordat gerichteten Abwehr— 
beſtrebungen leichter erreicht und beeindrudt werden als die Mitglieder 
der meiſten anderen Parteien. Auch die anderen Parteien ftehen, wie 
wir gejehen haben, ausnahmslos — die beiden rein auf Oppofition ein- 
gejtellten Flügelparteien rechts und links fünnen außer Betracht bleiben — 
auf demjelben Boden der „Handlungsfreiheit”; auch fie hüten fich vor 
dem grumdjäglichen Nein wie vor dent Feuer und fchalten nur die Schul- 
fragen aus, was die Deutichnationale Volfspartei in einer amtlichen 
Erflarung vom Mat 1927 gleichfalls tut; auch fie erklären damit ihre 
Bereitjchaft, ein Stonfordat unter Umständen hinzunehmen. Aber ſtärker 
als die metiten anderen Parteien hat gerade die Deutfchnationale Volks— 
parter mit dem Widerjtand in ihren eigenen Reihen zur vechnen — einent 
Widerjtande, der jich auch jchon zu lautem und öffentlichem Wider- 
ſprüch ganzer Kreisgruppen und Landesverbände (Bremen, Thüringen) 
verdichtet hat. Die Partei gilt nun einmal, auch im Ausland, als die 
Bertretung des konſervativ gerichteten evangeliihen Volksteils Mag 
dies auch nicht uneingeſchränkt zutreffen — man denke an ihren einfluß- 
reichen Fatholifchen Flügel —, jo iſt doch Rückſicht auf diefe fritifche Ein- 
tellung weiter Barteifreife zu nehmen. Der nach unferer Meinung 
zahlenmäßig jtark überſchätzte) „katholiſche Flügel“ der Deutfchnationalen 
Partei halt ſich für verpflichtet, mit dem Zentrum auf dem Gebiete der 
„ratholifchen Forderungen” in Nivalität zu treten, um dem Zentrum den 
Zrumpf aus der Hand zu nehmen, als wäre es die einzige für die 


) Während der Drudlegung finden wir in der „Tremonia” (18) einen Bericht 
über eine nemerjchienene Schrift von Dr. Sohannes Shauff: Die deut- 
den Katholifen und Die Zentrumsparter Nah feinen Unter: 
juhungen, deren Unterlagen uns noch unbefannt find, da wir, die Schrift ſelbſt noch 
nit in Händen hatten, wären die Deutjchnationalen jogar unter allen (größeren): 
Barteien diejenige, die verhältnismäßig am wenigiten fatholiihe Wähler zählt: 
119% Kommuntiten 21,8%, Demokraten 15,2%, Sozialdemokraten 14,9%, 
Deutihe Bollspartei 12,1%). Es war Thon längft unfere Anficht, daß in: den 
Reihen der Sozialdemokratie mehr fatholiihe Wähler jteden als in der Deutich- 
nationalen Volkspartei. Ä | 


ge 


Wahrung der fatholiihen Belange in. Betracht fommtende Partei, und 
gelangt jo dahin, die fatholifhen Forderungen noch zu überjpanten. 
Durch den „Katholifenausfchuß" verfügt Ddiefer Flügel über eine Selle 
innerhalb der Sefanttpartei und vermag auf dieſe einen jtarfen Einfluß 
auszuüben. Es beiteht wohl neben ihm auch ein „Evangelifcher Reichs— 
ausſchuß“ der Partei, der aber fich anfcheinend nur in innerkirchlichen 
evangelischen Fragen betätigen fann, und der, einerſeits durch die Rück— 
jicht auf den fatholifchen Flügel gehemmt, andererjeit3 jtarf an eine 
einzelne firchenpolitiiche Barteigruppe gebunden erjcheint. Daher find 
gerade die Bemühungen diejer Bartei erflärlich, ihren Wählern die etwaige 
künftige Zuftimmung zu einem Konkordat mundgerecht zu machen. Nicht 
nur, daß Redner oder Rednerinnen ausgejandt werden, die in Verſamm— 
[ungen oder in geſchloſſenen Kreiſen jich. um die Rechtfertigung eines jolchen 
Schrittes bemühen; e3 werden auch Schriften ausgegeben und in Maſſen 
verbreitet, die demjelben Zived dienen ſollen“). Wenn die beiden eriten 
Schriften (von Kähler und Meyer) im parteramtliden Berlag er— 
icheinen, fo ijt ja ihr partetamtliher Charafter damit gegeben. Die 
dritte der untengenannten Schriften it das Werf eines ungenannten Ber- 
faſſers, der darum auch hier ungenannt bleiben joll, obgleich es fein 
Geheimnis tit, daß ſich Hinter dem Fragezeichen einer der angejehenjten 
Wirtichaftsführer der Partei, einer ihrer beiten Köpfe verbirgt. Es tit 
freilich fein geeignetes Überzeugungsmittel, wenn jolche Parteiredner 
oder -rednerinnen ihre Ausführungen würzen zu jollen glauben mit Hoch- 
miütigem Abjprechen über Sach- und Fachfenner erjten Ranges, deren 
Wiffen auf dem einichlägigen Gebiete ihr eigenes turmhoch überragt. 
Auch nicht, wenn in parteiamtlichen Veröffentlihungen über die pflicht- 
und itberzeugungsgemäße Abwehrarbeit des Evangeliſchen Bundes und 
gejinnungsverwandter Kreiſe leicht-gunnerhaft mit einer Handbewegung 
hinmweggegangen wird. Auch Barteihauptern und Abgeordneten jteht es 
wohl an, wenn fie auf Gebieten, die ihnen etwas abjeits liegen, auf 
wirklich jachkundige Stimmen hören. So gewiß es nicht Aufgabe einer . 
Parteileitung fein fann, fich von unten jchieben und führen zur laffen, jo 
wenig darf eine Barteileitung mächtige und wohlbegründete Volks— 
ſtrömungen von erhabener Höhe aus überjehen oder mit abjprechenden 
Worten beijeitejchtieben — den Schaden von einer ſolchen Handlungs— 
weiſe müßte jte jelbft leiden. Schließlich jollte man das Argument, als 
wäre „die ganze öffentliche Diskuſſion angerührt von der demokratiſchen 
Preſſe, die vamit ein Geſchäft zu machen hoffe” (? ©. 21) lieber ungedrudt 
laflen. Dazu ijt die Sache zu ernit. 

Welche neuen Momente find nun eigentlich ‚durch Die bisherigen 
Verſuche, uns das Konkordat als eine vielleicht bittere, aber urumgang- 
fiche Notwendigkeit binzuftellen, zutage gefördert worden? 

Wir werden zunächſt aufmerffan gemacht, nicht nur auf die ber- 
änderte Zeitlage, jondern auch auf die grundſätzlich neue Stellung, Die 
Staat und katholiſche Kirche gegenfettig zueinander einnehmen. Übrigens 
2) D. Dr. Kähler: Was heute über das Konfordat gejagt 
werden fann und muß. Belin SW. 11, Deutinationale Schriftenvertriebs- 
jtelle 1927. | 

Lie. 8 Meyer: Handlungsfreiheit! Deutihnationale Richtlinien 
zur Konkondatsfrage. Ebenda 1927. | 

Konlordat — für oder wider ? Bon ? Leipzig, Reihenbad o. 8. 
(1927). (Bon uns im Folgenden mit ? zitiert.) | | 


ſei hier eine Vorbemerkung eingefchaltet: man follte nicht immer wieder— 


holen, da die „politiihe Machtitellung der römischen Kurie feit dem 
seltfriege ungeheuer?) gewachlen ſei“ (Meyer ©. 3. Kähler ©. 314.). 





— Das trifft, wie wir alle zur Genüge willen, auf dem Boden des deutſchen 


Neiches zu, mo der politiihe Katholizismus durch ffrupellofe Ausnügung 
jeiner Schaufelftellung eine Machtfülle erreicht hat, ivie nie zubor. Mber 
man Darf Doch auch die andere Seite nicht vergeifen. Nicht nur das pro- 
tejtantijche Katjertum der Hohenzollern ift verichwunden, fondern auch 
— außer ven Ffatholiichen Wettinern und WittelSbachern — das fatholtfche 
Katjertum der Habsburger, und dadurch find, außer Klein-Dfterreich, wo 
der Stlerifalismus hart mit der Sozialdempfratie zu ringen bat und 
hauptlächlich von deren Fehlern lebt, und Rumpf-Ungarn, wo auch lange 
nicht alle katholiſchen Wünfche erfüllt find, in der Tichecher Millionen von 
Statholifen unter die Herrjchaft eines radikalen Huffitentums, in Süd— 
lawien und Rumänien unter die Herrichaft von griechifch-orthodogen 
„Schismatikern“ geraten; die Behauptung (Meder 6), dag mit Rumänien 
ein Konfordat abgejchlojien worden fei, ift Durchaus unrichtig; das Kon— 
fordat befindet jich noch im Stadium des Entwurfs und ſtößt auf 
ſtarke inmerpolitiiche Schwierigkeiten. In Sranfreich und m Italien 
hat die päpjtliche Bolitif ſeit dem Friedensſchluſſe wenig oder 
nichts erreiht. Die unermüdlichen Antnüpfungsverfuche mit den 
Ditfirchen jind bisher glatt ergebnislos geblieben, und die Tatfache, 
daß ſeit Den Friedensſchlüſſen die überſeeiſche Welt mehr denn je 
angeljachjtih wird (England und Amerika fühlen jich nichts weniger 
als „zerfleiicht”, Kähler S. 4), it Rom durchaus abträglich. ber dies 
nebenbei. — 

Man warnt uns aber, immer noch mit dem Bismarckreich zu rechnen, 
mit einer vom Parlament unabhängigen oberſten Leitung, ſtatt den durch 
die Demokratie erfolgten ſtarken Einbau katholiſch-politiſcher Elemente in 
den Staatsbau zu berückſichtigen (Meyer 6). Ich glaube, daß dieſer Tat- 
jache, die ſich ohnedies handgreiflich genug auswirkt, auch in den Kreiſen, 
die ein Konfordat befampfen, niemand blind gegenüberitehen wird. Aber 
auch „diefer Staat” ift immer noch unser Staat, unfer deuticher Staat, 
defjen Würde wir auch dann hochhalten und verteidigen wollen, wenn feine 
Leiter diefer Würde vergefien jollten. Wir wollen nicht oft Gefagtes von 
neuem wiederholen und uns über das Weſen des Stonfordats weitlaufig 
auslafjen. Wir wollen die Brivilegientheorie der Einfachheit beiſeite lafjen, 
obgleich Her Nachweis, daß „die römische Kurie in ihrer Praris nicht auf 
jeiten der Brivilegientheorte ſteht“, doch nicht fo einfach tit, wie es Bierbaum 
(a. a. D. ©. 115) wahr haben möchte. Wir nehmen der Kürze halber 
an, daß durch eine Kündigungsflaufel, wie im Konkordat mit Lettland, (das 
bayriiche Konkordat hat übrigens feine Kündigungsklauſel!) der Ver— 
tragscharafter eines Konkordats fichergeftellt jet, und lafjen die haarz . 
ipalterifchen Unterfuchungen über die Frage, ob es ſich um Bertrage 
von volferrechtlicher oder quafisvolferrechtliher Natur Handle, den 
Surilten. Aber Staatsverträge volferrechtlicher Natur ſchließt font Staat 


) Das Wort „ungeheuer” ift in diefem Zuſammenhang jtehend. Siehe 3. 8. 
den berzüdten Bericht eines „Spectator romanus”, Chriftl. Welt 1926 Nr. 5. 
Natürlich wollen wir mit obigem eine gefteigerte Machtftellung des Papſttums nicht 
einfach beftreiten, jondern die übertriebenen Anfhauungen auf ihr richtiges Maß 
zurückführen. Vergleiche dazır die ausgezeihneten Ausführungen bei C. Mirbt: Das 
Rontordatsproblem der Gegenwart, S. 8-10. Berlag des Evangeliſchen Bundes. 


—— 
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mit Staat über Gegenſtände des internationalen Rechts: Zoll, Handels-, 
Auslieferungs-, Bündnis-, Schiedsgerichtsverträge ufw. Im Konkordat 
aber jchließt ein Staat mit einer auswärtigen Macht, Die „wenigftens. 
über Zwangsmittel geiftlibher Art verfügt“ (Bierbaum 


S. 113) einen Vertrag, der bejtimmte Rechtsverhältniffe eines . Teiles ne 
jeiner Bürger im inneren Staatöleben abgrenzt und unterden bejonderen 


Schuß internationaler Garantien stellt. Keder Staat, der fih dazu 
hergibt, ein Konkordat zu unterjchreiben, gibt Damit — noch ganz 
abgejehen von der Frage, ob die Einzelbejtimmungen des Konfordats Ffir 
ihn mehr oder weniger günstig oder ungünftig lauten — ein wichtiges 
Stüd jeiner Souderäntität preis und Duldet das, was er, 
Monarchie oder Republik, nicht dulden darf: die Bildung eines Staats. 
"im Staate. Wenn Papit Binz XI. diefe Anſchauung als „juridiichen 
Modernismus“ verurteilt hat (Enzyflifa Ubi arcano vom 23. De- 
zentber 1922 und Quas primas vom 11. Dezember 1925), fo ift das für 
den Staat fein Grund, jich auf denjelben Boden zu Stellen. Im Staat gilt 
vorläufig noch das Staatsrecht und nicht das Kirchenrecht. Treitſchke 
jagt: „Die Unfitte der Konfordate hat fich fortgeerht bis in unfere Zeit. 
Ein Konkordat iſt ein Vertrag von Macht zu Macht. Der Staat darf 
ji) aber das Eingreifen des römischen Papſtes in feine Machtbefugniffe 
nicht gefallen laffen. Hinzu kommt, daß die römiſche Kurie geradezu un- 
ehrlich jein muß bei Abſchluß ſolcher Konkordate. Beide Parteien ſtehen 
jittlich auf einem ganz verichiedenen Standpunkt. Da die römiſche Kurie 
jich, allein für Die civitas Dei hält, jo faßte fie alle Verträge auf als 
Indulgenzen, Srazten, die der eigentliche Herrfcher, der Bapft, ausnahms-. 
werje einem ſündigen Weltfinde gewährt. Daraus folgt dann, daß eine 
Staatsgemwalt, die Jo leidhtfinnig tft, ein Konfordat 

zu jchliepen, regelmäßig betrogen werden muß“ 
Wolitik 1, 33H. Aber Treitfchfe tit unmodern. Man zitiert Lieber, was 
Luther, wenn er heute aufſtünde, vielleicht geiagt Hatte (? ©. 15 f.). 
Wir fonnen uns auch ungefähr denfen, was Luther zu Konkordatsplänen 
geiagt hatte, glauben aber kaum, daß e3 heute gedrudt werden könnte. 
Aber wir möchten, wenn man uns ſchon über das Konkordat beſchwichtigen 
mochte, gerne auch daritber ein Wort hören, wie man Sich zu der 
Forderung jtellt, daß die Würde und die Hoheit de3 nationalen Staates 
gewahrt bleibe. Das gilt natürlich für alle Barteten, aber es macht bei 
nationalen Barteien einen bejonders unliebfamen Eindrud, wenn man 
ſich an dieſem Punkte mit tiefem Schweigen vorbeidrüdt. 

Ein Beispiel: Meyer (a. a. D. ©. 23) empfindet — und natürlich 
mit vollem Recht — Ausführungen, wie fie der Kardinal Faulhaber in 
ſeinem Saltenhirtenbrief von 1925 (und, wie wir Hinzufügen, bei mehreren 
anderen DVBeranlaffungen, z. B. beim Münchener Katholitentag 1923: 
„Sottesrecht bricht Staatsrecht“) und Profeſſor Heyer in feinem Auffat 
„She und Eherecht" im Staatslerifon der Görresgejellichaft 1 1550 gemacht 
haben, al3 eine jchivere Belaftung. Troßdem aber glaubt er die An- 
Ihauung aufrecht halten zu fonnen, daß der befannte S 2, Abſ. 1, des 
bayeriſchen Konfordats feine geiterelle Anerkennung des Codex iuris 
eanonici bedeute, da nach deutſcher ſtaatsrechtlicher Auffafjung Die 
Regelung des Eherechts eben nicht zur Zuftändigfeit der Kirche gehöre, 
jondern zu der des Stuates. Als ob eben nicht gerade ein Konkordat wie 
das bayerijche alle Ansprüche des Kirchenrechts mwachriefe, als ob nicht 
der bisherige Verlauf der Dinge, wie eben Meyer jelbit Schon herausfühlt, 

den Zündſtoff Schon bedenklich angehauft hätte. 
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Denn auch das gehört zu der planmäßigen Stimmungsmache, deren 


Zeugen wir find, daß man fich bemüht, alle Unzulänglichkeiten des & 


- bayerifchen Konfordats abzuleugnen. So fchrieb der Berliner „Tag“, der 


auf gute Beziehungen zu evangelifch-tirchlichen Kreifen Wert legt (1997, 


Pr. 26): „. . . Kommen dabei ſchließlich Konfordate oder konkordats— 
ähnliche Verträge ziwiihen Staat und Kirche zuftande, jo würde damit 
gerade der Kulturfrieden befeitigt, nicht aber der Kulturfampf entfacht 
werden. Übrigens find in Bayern alle Beteiligten (|) 
mit dem Ergebnis ſolcher Abmahungen zufrieden 
gemweten.“ Ahnliche Behauptungen gingen gleichzeitig zahlreich Durch 
die Preffe. Beſonders klaſſiſch it ein Aufſatz, den der Legattonsrat a. ©. 
Marimilian von Dziembowſki in der rechtsitehenden „Berliner Borfen- 
zeitung“ (87), gleichlautend auch in der „Niederdeutſchen Volkszeitung“ 
(Hannover) und anderen Rechtsblättern unterbrachte, in dem friſchweg 
erflart wurde, daß das bayerifhe Konfordat in Bayern 
volle Zufriedenheit ausgelodft babe, und daß nur Un- 
kenntnis (!) das Borbild des bayeriichen Konfordats fir weitere Ab— 
machungen zu einer Karikatur, einem Popanz, einer Fälſchung machen 
fonne. Auch in den jüngsten Beihwichtigungsichriften wird, wenn auch 
3. B. Kähler (S. 6) unummunden zugibt, daß der Inhalt des Konfordats 
‚zur Beunrubhigung begründeten Anlaß gegeben“ hat, doc) 
die Aufmerkſamkeit von den Ungeheuerlichkeiten des bayeriſchen Kon— 
fordats nach Kräften abgelenkt. Eine große Rolle jpielen Die 
„Sicherungen“, die die bayerifche Regierung in ihrer „authenttichen Er— 
Hacung“ von 14. Januar 1925 vorgenommen haben joll. Dieſe 
Sicherungen find aber weder Dem Texte des Konfordats nod 
dem Mantelgefeg einverleibt worden! Auf die Beihwichtigung 
fiberaler Kreiſe bedacht, Hat die Staatsregierung weiß gejagt, wo fte im 
KRonfordatsterte ſchwarz gejagt hatte. Aber der Text des Konkordats tit 
ein den Staat bindender internationaler Staatsvertrag, der nicht einmal 
eine Kündigungsklauſel enthält, und trägt die verpflichtende Unterjchrift 
der Staatsregierung; die Sicherungen find ein verwehendes Wort. 
Nie aber die Nächitbeteiligten, die bayeriihen Lehrer, die Frage auf- 
faſſen, ob wirklich in Bayern allgemeine Befriedigung über das Konkordat 
beiteht, zeigt in erjchütternder Weife die Schrift von Dr. Friedvrih 
Nüchter Über Auswirfungen des Konfordats umd der 


übrigen Slirchenverträge in Bayern. Eine Streng aftenmäßige Zufammen- 


ftellung einer Neihe von Fällen, die den Beweis erbringen, wie e3 mit 
dem Schuß der Gewilfensfreiheit tatjächlich jteht! | 
Ein Beispiel: Der Lehrer Englert in Ööllingen (Unterfvanten) hatte 
auf Grund geihichtliher Quellen ein Buch veröffentlicht: „Der Banern- 
frieg, die deutiche Revolution von 1525". ‚Die geichichtlichen Angaben des 
Buches beitritt das biſchöfliche Ordinariat zwar nicht, wohl aber waren 
fie ihm jehr unangenehm. Es Defretierte deshalb: | 


„Beharrt Hauptlehrer Englert in diefer religtöjen Haltung, jo verlangt es 
Mannesart, die Konfequenzen zur ziehen und die fatholiihe Schule zur verlaffen. . 
Sieht er fich nicht ſelbſt dazu verpflichtet, jo müfjen wir auf unjerem Antrag 
vom 26. Dftober 1925, Nr. 6121, beharren. Derjelbe jtellte nad) Kanon 1395 8 LE 
und 1399, C. J. €. und Art. 5 8 1 de3 bayerischen Konfordats vom 29, März 1925 
das Verlangen, 

1, daß Hauptlehrer Englert von der katholiſchen Schulſtelle Göllingen ent 
hoben und an feiner anderen fatholiihen Schule der Diözeſe Würzburg mehr 
angeitellt wird, und ER 


ae 


2, daß Die in den Tatholiihen Schüler und Seprerbibliothefen en 
Exemplare der Englertſchen Schrift daraus entfernt werden. 


Die Missio canoniea ift ihm bis auf weiteres entzogen.” 


Km Verlauf der Auseinanderjegungen hatte Englert eine perſönliche 
Ausjprache mit Dem Biihof von Würzburg, Dr. Ehrenfrted. Der Bijchof 
erklärte in bezug auf das Bauernfriegsbud: „Die Gej Hihte, Die 
Sie in Ihrem Buche niedergelegt, fommt nicht in Frage; hier 
handelt es jich lediglich darıım: Iſt das Buch noch fatholifch oder richt? 
Und das beitimme ich, der Biſchof!“ 


Lehrer Englert mußte, un nicht auf die Straße gejegt zu werden, 
auf eine Neuauflage jeiner vergriffenen Schrift verzichten. 


Ein weiteres Beiſpiel. Ein Lehrer jchreibt: 


Ich habe eingeführt, daß meine Schülen auf der Straße den Gruß „Grüß 
Gott” geben. Das geſchieht nun ſchon ſeit fünf Jahren, ohne daß jemand An— 
ſtoß genommen hätte. Im Gegenteil haben ſich ſchon mehrere Perſonen, die ich 
mit Namen nennen könnte, lobend über das Grüßen der Kinder ausgefprochen. 
Kun auf einmal fällt dem hiefigen Pfarrer ein, mir den Vorwurf zu maden, 
ic) Hätte den Kriftliden Gruß „Gelobt jei Jeſus Chriſtus“ abgeſchafft, würde 
alſo nicht im Sinne der katholiſchen Kirche unterrichten. Meine Entgegnung, 
Grüß Gott” ſei ein echt chriſtlicher Gruß, beantwortete er: „Grüß Gott“ iſt zwar 
ein hriitlicher, aber ein fimultaner Gruß und fein fatholifcher. " — Der betreffende 
Pfarrer hat den Lehrer dann wegen diefer Geſchichte und weiterer Punkte beim 
Bezirtsamt verklagt. Der Lehrer erhielt eine umfangreihe Anklageſchrift zur 

- Berantwortung!“ | 


Koch einige Beijpiele. Ein Lehrer jchreibt: 
Ich habe zwei Töchter. Die eine it bereits verheiratet (an einen Kauf- 
mann). Meine zweite Tochter it verlobt mit . . leider Hat er wieder den 


einzigen Fehler: — Proteftant. Aus Vorſicht (!) habe ich es mit vieler Mühe 
jertiggebradht, daß die Trauung meiner erjten Tochter katholiſch vollzogen wurde. 


Wegen dieſer Angelegenheit Habe ih nun Schon fehr viele Unannehmlichkeiten 
gehabt, ganze Stöße von Alten. Nun wind dem ganzen die Krone aufgejegt durch 
nachfolgende Anzeige an das Bezirksamt. Die Anzeige wurde gemacht von einer 
Perſon, die ſonſt nichts anderes tut, als anzeigen, 


Sie ſchreibt: Lehrer &. ift ein katholiſcher Lehrer, aber ſeine beiden Töchter, 
die eime iſt mit einem Proteſtanten — die andere iſt mit einem 
Proteſtanten verlobt, waren am Ortsbrett angehängt, ob ſie geheiratet — 
weiß ich nicht. Iſt ein ſolcher Lehrer katholiſch gefinnt? Kann ein jolder Lehrer 
fatholiiche Kinder unterrichten? Er gibt dadurch der Gemeinde Ärgernis. Ein 
folder Lehrer gehört zum Dorf Hinaus." 


Der Erfolg der Denungziation war ein Schreiben des ae lt 
gefälligen Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung.“ 


Ein anderer Lehrer ſchreibt: „Sch bin 2% Sahre mit ber Tochter, eines 
Hauptlehrers verheiratet. Vor einigen Tagen befamen wir ein Kleines Knäblein 
und möchten dies evangeliſch taufen laſſen. Dies ift Die Neligion des Vaters, 
Meine Frau und meine Schwiegereltern find katholiſch. Nun haben meine 
‚ Schwiegereltern jehr Angſt und meinen, fie fümen bon ihrer Stellung. Ich 
wäre Ihnen deshalb jehr dankbar, wenn Sie mir mitteilen würden, ob deswegen 
mein Schwiegervater von feiner Stellung fommen fünnte. Religionsitunden 
erteilt mein Schwiegervater nit. Ich glaube nicht, daß deswegen ein Lehrer 
bon ſeiner Stelle fommen könnte, da ſich doch dieſe Angelegenheit in einer 
anderen Familie abſpielt.“ | 

Aber man will uns das Stonfordat don eier ganz neuen und Uber- 


tajchenden Seite ſchmackhaft machen: es joll sum Schutz des katho— 
liiden Aus \ andsdeutfhtums Helfen! . Der Ungenannte 
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-.@ &. 7-13) wirft die Frage auf: „Wird der päpftlihe Stuhl 


unfer Kreund und Selfer, der Schuß der fatholijden 


Minderheiten fein wollen?“ Leider beantwortet ex Dieje 


Frage nicht direft. Der Sinn feiner Ausführungen ſcheint zu fein: ein 


- etwa wiederkehrendes proteftantifches Kaiſertum wird diefen Schuß, ohne 
daß es die übernationale Macht des Papſttums zum Freunde gewinnt, 
fiher nicht finden. 


Der Gedanke ist nicht neu und ſtammt nicht von dem Ungenannten, 
iondern von Martin Spahn. Als diefer Plan zuerſt auftauchte, (Das 
deutiche Volt 1926, Nr. 33), Ihrieb die „Wartburg“ 1926 Nr. 12): 

‚Prof. Dr. Spahn jpannt die — erfreulicherweife — gegenwärtig jehr eifrig 
gepflegte Fürforge für das Auslandsdeutfhtum vor und meint, im Reichs— 
fonfordat müſſe Rom und Neihsregierung zufammenarbeiten, durd das Reichs— 
tonfordat müſſe der Grund für die Ordnung der geſamten Minderheitenfrage 
Mitteleuropas gelegt werden. Man joll ja niemandes guten Glauben ohne 
Grund in Zweifel ziehen. Aber es wird uns ſchwer, anzunehmen, daß Herr 
Dr. Spahn, Profeſſor der Geſchichte, felbft an dieſe Idee glaubt. Eljaß: 
Soeben hat der Biſchof von Straßburg feinen Frieden mit der franzöſiſchen 
(immer noch kulturkämpferiſchen) Regierung geſchloſſen, um den Anteil der Katho— 
(ifen, und wenigjtens der Tatholifhen Priefter, an der elſäſſiſchen Herimatbewegung 
abzudrehen. Südtirol: Troß dem verzweifelten Kampf einer Handvoll deut— 
her Briefter vergewaltigt der Fürſtbiſchof von Trient deutiche katholiſche Ge— 
meinden, unterdruͤckt den deutſchen Gottesdienſt und den deutſchen Religions⸗ 
unterricht. Südſlawien: Soeben führt. der Papſft in heißem Liebeswerben 
um die Freundſchaft der Belgrader Regierung die altſlawiſche Liturgie und das 
neuſlawiſche Rituale ein, und der Erzbiſchof von Belgrad beeilt ſich, zu verſichern, 
daß die neue Einrichtung auch vor den deutſchen katholiſchen Gemeinden nicht 
haltmaden werde. Polen, Dberjälefien: Die Bedrängniſſe der deut— 
ihen Katholiten, denen deutſche Predigt, deutſcher Unterricht, deutſche Berichte 
vorenthalten wird, ſind fo himmelſchreiend, daß ſie endlich auch in der deutſchen 
Hlerifalen Preſſe zum Worte kommen mußten. Glaubt denn wohl Herr Profeſſor 
Dr. Spahn, daß das alles ohne Willen des Papſtes geſchehen fann? Glaubt 
er, daß der Papſt fein fertiges Konkordat mit Polen durchkreuzen werde, indem 
er plöglic) Anordnungen und Berfügungen über deutiche Geelforge in Polen 
treffen wird — auf Grund eines mit dem Deutſchen Reich; geſchloſſenen Kon— 
fordat3? Oder daß er in das heiß erſehnte Konkordat mit Suͤdſlawien, mit 
Rumänien, Ausnahmebeitimmungen zuguniten der Deutihen aufnehmen wird? 
Und glaubt Dr. Spahn, einft Profeffor in Straßburg, daß der Vatikan fich jeine 
heifle Stellung, die Stellung des Werbenden, der Terrain gewinnen will, gegen— 
über Frankreich, gegenüber jeinem Stalien dadurch gefährden wird, daß er bor 
Frankreich die Anjprüde der Elſäſſer, vor Stalien die Anſprüche der Südtiroler 
auf ihre Mutterſprache vertveten wird? Wir zweifeln jhon daran, ob er es 
will: Aber wenn er aud wollte, er fünnte mit. „Was bedeutet 
gegen dieje in die Weite gehenden Ziele (Des Vatikans) das Soll und Haben der 
Seinen katholiſchen Filiale im proteſtantiſchen Norden?“, jo fragte ein deutſches 
Yatholifches Blatt im Waffenſtillſtandsmonat 1918. 


ber wir find in der Lage, eimen ganz unverdächtigen Zeugen 
gegen diefen genialen Einfall ins Feld zu führen. Dr. Mag Bierbaum, 
der gewiß darauf ausgeht, feinen Freund des Stonfordats zu vergramen 
und aus dieſem Grunde die Stellung der politiihen Barteien zum Kon— 
fordat nur mit der größten Behutjamteit behandelt, jchreibt über den 
Spahnſchen Gedanken (a. a. D. ©. 172): 
„Der Vorſchlag Spahns ftößt zunähft völferrehtlidh auf unüber- 
windliche Schwierigkeiten, denn mit weldem Rechte wollen die Kontrahenten 
des Ronkordats fiber Volfsteile verfügen und ſich vereinbaren, die einem fremden 
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Slaate eingegliedert find? Auch inn enpolitifch üt ein Konlordat deutſcher Se 
Kation eine Unmöglichkeit, denn katholiſche deutſche Politier und Par 


damentarier werden fiherlih nit dem Vatikan eine Abmachung zumuten, durch 
die der Bapft mitten in den Nationalitätenhader Hineingeriffen und in die Gefahr 
ichwerer Konflitte mit anderen Mächten gebracht würde. Gegen den Borjchlag 
Spahns führt Alfred Miller im „Deutſchen Tageblatt" (Berlin 1927, Nr. 25) 
noch einen Umftand aus der geſchichtlichen Wirklichkeit an, der neben Schiefheiten 
doch einen Wahrheitsfern enthält. Das jei die Tatſache, daß der Batilan in den 
neueren Ronfordaten und in feiner ganzen Politik unter Übergehung der Minder- 
Heiten fi) auf die Seite des Staatsvolkes ftellt und deſſen Bedürfniffen zunächſt 
dient, damit der Friede des Staatsvolfes nicht durch Autonomie 
fremder Vollskeile und dur völfifchen Bartilularismus gejtört werde." 

Dafür verfällt Dr. Bierbaum auf den geradezu klaſſiſchen Einfall, 
die Neichsregierung jolle in einem Reichskonkordat Schutzbeſtimmungen 
zugunsten der im Deutjchen Reiche lebenden Fremdſtämmigen aufnehnten! 

Schlieglich muß noch ein Umstand berührt werden, der auf eine zient- 
liche Unflarheit bei den SKonkordatsperteidigern fchließen laßt. In thren 
Ausführungen tft des öfteren die Nede von „Konfordaten oder jonftigen 
Bereinbarungen”. „Es fommt auf eins hinaus, ob man Diele 
oder jene Form braucht; es kommt auf den Inhalt an“ (? ©. 7). „Immer— 
hin würde e8 zur Beruhigung weiter Kreiſe wejentlich beitragen, went 
das Wort „KRonfordat“ vermieden und erſetzt werden könnte etiva durch 
eine Formulierung wie: Vereinbarungen zwiſchen dem preußiſchen Staat 
und der fatholifchen Kirche. In dem Begriff des Konfordats wird eben 
-auf staatlicher und evangelifcher Seite ebenjo eine einjeitige Betonung 
der Souveränität der katholiſchen Kirche gejehen, wie fatholifcherfeits in 
der Regelung durch Staatsgefeg eine ſolche der alleinigen Autorität des 
Staates.” (Meyer ©: 25.) 

Es gehört zu, den unerfreulichen Erjcheinungen der Zeit, wenn iiber 
dieje Dinge felbit in evangelifhe Kreiſe Unkflarheit eindringt, „Es tt 
fein Grund, für ſolche Vereinbarung zwijchen Kirche und Staat den 
, Namen „Konkordat“ zu meiden,” jchreibt mit Berufung auf Dr. Geller 
Die „Zreuga Dei" (Nov. 1926; nicht ohne Zuſtimmung abgedrudt in der 
„Bolttiven Union” 1928, Nr. 1). Wenn man das als „neuen Ton", als 
eues Broblem” in der Konkordatsfrage betrachtet, daß auch die evan— 
geliſche Kirche jetzt konkordatsfähig geworden jet, oder von einem 
Simultankonkordat ſchwärmt, jo bemweift man nur jeinen Mangel an 

Sachfenntnis. „Evangelifches Konkordat“ iſt Unjinn. | 
Das Wort „Konkordat“ umſchließt einen firchenredhtlich ganz genau 
umrijjenen Begriff; „Konkordate find Bertragsformen der römiſchen 
Kirche von außerordentliher Berpflihtung“ (©. Oblemüller in „Bes 
leuchtung der Konkordatsfrage“, Berlag des Evangeliihen Bundes, ©. 27). 
Der Staat regelt ein gewichtiges Gebiet des getjtigen Lebens eines Teiles 
ſeiner Staatsbürger durch einen Vertrag mit einer ausländiſchen 
Stelle, die „immerhin geiftlihe Zmwangsmittel zur Verfügung hat“. Er 
telt einen Teil feines Kulturlebens unter die Kontrolle einer aus— 
landischen Stelle, der er durch eine in verbinpdlichiter Form gegebene 
- Unterfchrift jederzeit das Recht einräumt, feine Kulturpolitif zu über— 
wachen, im Stonfliftsfall zu beurteilen und die römiſch-katholiſchen Staats— 
bürger zum Kampf auf die Zinnen zu rufen. 3 bleibt unbeitreitbar: 
ein Konkordat dient nicht dem AKulturfrieden, jondern dem Kulturfampf. 


Wer das Wort Konkordat vermeiden will, verrat damit jchon die 
ganz richtige Ahnung, daß die Sache zu vernteiden tft. Natürlich 
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fommt es bei einem Konkordat auch auf den Inhalt an. ES gibt 
KRonfordate, bei denen der Staat ganz jchlecht abichnitt zu ihnen 
gehört das bayerifche — und folche, bei denen der Staat allerlei erreichte 
(io das Konfordat mit Lettland, auch das polnische). Das befannte Kon— 
£ordat mit Frankreich unter Napoleon I. hat fogar die Kirche in ziemlich) 
mweitgehendem Make zur Staatskirche geftaltet und Frankreich — über 
die Kündigung des Konfordats hinaus bis heute — einen unbedingt und 
ichrantenlos nationalen Klerus gefichert. Solche Konfordate werden 
ja heute nicht mehr abgefchloffen werden. Aber, vom Inhalt eines Kon— 
fordats ganz abdgefehen, bedeutet fchon die Korn des Stontordats, wo 
fie gewählt wird, einen vollen Erfolg des Vatikans, als eine 
befonders feierliche, Durch Formen internationalen Rechts gejhügte, mit 
der feierlichen Anerkennung als fouderäne Macht verbundene Art der 
Bertragichließung, die jo oder fo die Geltung des kanoniſchen Rechts über 
dent betreffenden Staatsrecht involviert. Mean möge fi) doch nicht gegen 
die planmäßigen, immer neu auftauchenden Verſuche, Die berpflichtende 
Sültiafeit des Fanonifchen Rechts den Semütern einzuhämmern, blind 
itellen! Belege können in Fülle zur Verfügung gejtellt werden, fie würden 
aber wieder eine befondere Flugſchrift erfordern. 

Darin liegt aber von vornherein eine Imparität gegenüber den 
Staatsbürgern, die nicht der römischen Kirche angehören. Wir verweiſen 
wieder auf Bayern. Dort wurden gleichzeitig mit dem Konkordat Ver— 
träge mit den evangelifhen Kirchen abgeichloffen. Eine Außerlichkeit 
unterstreicht ſchon den Unterfchied zwifchen dem Stonfordar einerjeits, ven 
Kirchenverträgen andererfeits: das Konfordat trägt an erjter Ötelle 
die Unterschrift des päpftlichen Nuntius, und an zweiter Stelle die der 
bayerifchen Regierung, vertreten durch den Miniſter des Ausivärtigen, 
den Miniiter fir Unterricht und Kultus, und den Finanzminifter (lep- 
teres ift nicht bedeutungslog; |. 5. B. Nüchter a. a. D. ©. 10); die evan- 
gelifhen Kirchenverträge an erfter Stelle die Unterſchrift des 
beteiligten Fachminiſters, des Kultusminiſters, an zweiter Stelle die 
des evangelischen Kirchenpräfidenten. Das ift aber keineswegs nur eine 
Außerlichkeit. Das Konkordat ift umgeben mit Garantien internationalen 
Rechts, die der Staat einer anderen Kirche nicht geben kann (und auch 
nicht geben will. Die Konkordatskirche iſt [don rein aus dem Grunde, 
daß fie auf Konkordatsrecht ruht, von dem mehr oder minder günſtigen 
Snhalt des Konkordats ganz abgejehen, eine pribilegierte Kirche eriter 
Ordnung, neben der die evangeliſche Kirche als Kirche zweiter Ordnung 
erfcheint. Das hat man im alten Preußen gewußt. Das alte Preußen 
hat deswegen nie ein Konfordat gefchlofen. Die Konvention bon 1821 
erfolgte im ausdrücdlichen Gegenjag und bewußter Ablehnung der Rechts⸗ 
form eines Konkordats, und wenn die Rechtsgelehrten des „Lokal⸗An⸗ 
zeigers“, 1926 Vir. 102, von einem Preußenkonkordat reden, jo ijt Dies 
eben irrig. Auch im neuen Preußen follte man das nicht vergeſſen! 

Wir möchten alſo zunächſt die Formel „Konkordat oder ähnliche Ver— 
einbarungen“, die bereits harmlos auf derſelben Ebene ſieht, aus ver 
öffentlichen Erörterung verſchwinden jehen. 

Daß gewiſſe Dinge noch zu regeln, find, iſt eine Binfenwahrheit. Wir 
fönnten ung theoretifch ganz wohl den Fall denken, daß eine Re— 
‚gierung darüber ſich ins Einvernehmen ſetzt mit den innerdeutjchen 
Stellen, die dafiir in Betracht fommen — mit den deutjchen Biſchöfen. 
Faktiſch kommt diefer Weg heute — es muß ja nicht immer fo bleiben — 
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nicht in Betracht, da Die Biſchöfe felbft jich nach ihrer Kundgebung von: 
10. Augujt 1927 folchen, die außerdeutfche Kirchenleitung Eee 
Berhandlungen entziehen würden. Es war einmal ein deuticher Kaifer, 
 zsojef HI. mit Namen, der im Cinverftändnis mit den 
Biſchöfen in weitgehenden Mae die Neugeftaltung des firchlichen 
Lebens in jeinen Erblanden in die Hande nahm, ohne den Papſt Als 
ihn der Papſt, um ihn zur Anderung des Kurſes zu bewegen, perſönlich 
in Wien aufjuchte, wurde er mit allen Ehren empfangen, zur Einfluß— 
nahme auf die inländischen Firchlichen Verhältniffe aber nicht zutgelaffen. 
Doch das iſt jchon lange her und fast vergefien. 

Senat inte die Staatsregierung vor der Regelung gejeßgeberifcher 
Aufgaben verhandelt nicht allein 3. B. mit der evangelifhen Sirche, 
jondern auch mit Gewerkſchaften, Wirtjchaftsverbänden ufw., genau fo tft 
es natürlich und ſelbſtverſtändlich, daß vor der Regelung der nod 
ſchwebenden Fragen Kühlung genommen wird nit der katholischen Kirche. 
Die Regelung ſelbſt aber foll | 

aus Srunden ftaatliher Würde und Souperänität, 

aus Gründen Der Gleihberehtigung der evan- 

geliſchen Ktirhe, aus Rüdjfihtaufden erfahrungsgemäß 

durch jedes Konkordat gefährdeten fonfejitonellen Frieden 
ntht Dur Konfordat, fondern auf dem Wege innerjtaatlicher 
deutſcher Nechtsmoglichkeiten erfolgen. 


Arch hierbei find nationale Belange zu wahren, die in Bayern preis- 
gegeben wurden. 3. DB. bei der Trage der Vorbildung der Geiftlichen, in 
der Die Kurte in Bayern durchgeſetzt bat, daß Prieſter (und Biſchöfe) 
au an den päpſtlichen Hochſchulen in Nom vorgebildet jein können 
Die Folge tit, daß die ſeit Abſchluß des Konkordats neubeſetzten Biſchofs— 
ie nur mit „Sermanifern“, d. h. mit ehemaligen Zoglingen des von 
dei Jeſuiten geleiteten Collegium Germanieum in Rom bejegt wurden, 
die jelbitveritandlich auf einen ſcharf betonten Romanismus eingeftellt 
jind und für die Notwendigkeiten eines Staates, in dem die Bekenntniſſe 
neben- und miternander leben müſſen, vielleicht jogar, wie in Breußen, 
mit nichtfatholiicher Miehrheit, alles Augenmaß verloren haben. 

Eine der obengenannten Schriften, die uns von der Notiwendigkeit 
eines Konkordats itberzeugen möchten, fieht genau die Öefahr, „daß wir 
(die veutichnationale Bolfspartet) uns zu Konzefftonen bereit 
finden lajjen, welbe unter unferen evangeliiden 
Sreundenihmere Bedenfen hervorrufen”. (? ©. 23). Bir 
möchten die polttiihen Parteien bitten, diefe Bejorgniffe recht ernſt zu 
nehmen. Alle politiichen Barteten; diefe Zeilen find niemand zu liebe, 
niemand zu leide gejchrieben; wir haben die bedenkliche Stellung ſämt— 
licher Parteien hervorgehoben. Wenn fich der Berfaffer befonders aus— 
führlich mit der Deutfchnationalen Volkspartei beichäftigte, deren ein- 
geichrtebenes, tätiges Mitglied er iſt, jo liegt dies daran, daß gerade von 
Diejer Seite in jüngerer. Zeit lebhaft Verſuche gemacht wurden, die 

öffentliche Meinung auf „Konzeſſionen“ vorzubereiten; aber auch daran, 
daß weite, evangeliiche Kreife gerade von diefer Bartei eine befondere 
seltigfert in der Wahrung evangelifcher Belange erwarten. 

Nicht nur in Berlin, jondern auch ringsumher im Reiche, flammt, 
hier ein Feuer, Da ein Feuer, der Gedanke einer evangelifchen Partei auf. 
Der Evangelifche Bund hat mit Ddiefen Gründungen nichts zu fun; er 
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hat eben exit jogar am Reichsgeindungstage ausdrüdlich erklärt, daß er 


ſich von ſolchen Verſuchen aus wohl erwogenen Gründen fernhält. Die 


Parteien aber, denen ſolche Splitterparteigründungen fo unangenehm 

jind, daß ſie ſogar den hochbedenklichen Schritt erwägen, diefe Bartet- 
gründungen durch Abanderung des Wahlgefeßes (!) unmöglich zu machen, 
niogen fi in der Stille ihrer Varteifißungen mit allem Ernſt die Frage 
vorlegen, ob jolche Abjplitterungen, und was Schlimmer ift, weitgehende 
WSahlenthaltungen ujim., nicht darauf beruhen können, daß die Wählerſchaft 
ven Eindruck befommt: Ber der X Y Z-Bartei wird auf ein Stirnrunzeln 
des Zentrums die allergrößte, auf die Belange des evangelifchen Volfs- 
terles überhaupt feine Rückſicht genommen. 

er diefe Meinung weiterhin aufkommen lafjfen will, dev möge auch 

id weiterhin ferner „Handlungsfreiheit” gegenüber dem Konfordat 
erfrexen. | 

Für alle anderen aber möge die Hare Lofung gelten: Gegen jedes 
Konforenat! 


Nachträge. 


1. Die „Kölnische Zeitung” brachte in ihrer Nr. 233a vom 16. No- 
vember 1927 einen Aufſatz über „die Konfordatsperhandlungen in 
Preußen“, den wir um des Auffehens willen, das ex erregte, jegt noch 
zum Abdruck bringen: 

„Son einer. Seite, die ums Die umbedingte Zuverläſſigkeit ihrer 
Mitteilungen verfichert, wird uns gefchrieben: 

Die Meldung von der geplanten Errichtung neuer Fatholiicher 

Biſchofsſtühle in Aachen, Efjen, Magdeburg, Kamin (Bommern), Altona, 
die Durch die „Dementis“ der Zentrumspreffe im Grunde nur beftätigt 
wurde, hat gewiſſe Dinge erhellt, die fih im Dunkel der Konkordats— 
verhandlungen vorbereiten. Ein Hamburger Blatt hat offen aus- 
geiprochen, daß dieſe neu zu gründenden Bistümer bereits im preußiſchen 
Storfordat mit dotiert werden jollen, und daß diefes Konkordat vor dem 
Abſchluß ſtehe. Auch Font mehren fich die Anzeichen, daß die VBerhand- 
ungen zwiſchen Preußen und der Kurie in erfolgreichem Fortfchreiten 
begriffen find. Wenn man den umlaufenden Gerüchten Glauben ſchenken 
dar, jo beginnt ſich bereits der materielle Inhalt der Vereinbarungen in 
Umriſſen abzuzeichnen. Zunächſt ſcheint es fih zu handeln um die, 


Kenabgrenzung der bifchöflichen Diözefen und die Neuordnung des Ver 


fahrens bei der Beſetzung der Bilchofsitühle. Gleichfalls ein Gegenitand 
der Vereinbarung dürfte die fünftige Vorbildung der Fatholtfchen Geiſt— 
lien jein. Man kann hier die Befürchtung hören, die Vereinbarungen 
könnten dazu führen, daß an Stelle der Hochichule und des Prieſter— 
jeminars, alfo der deutihen Bildungsitätte, fafultativ auch das Studium 
in Rom zugelafjen wird. Diejes Zugeftandnis des Staates witrde, wenn 
e3 ſich bewahrheiten jollte, zweifellos als ſtarke Belaftung von weiten 
Kreiſen empfunden werden. Eine Regelung der Schulfragen im Konkordat 
dürfte nach der materiellen Seite, nachdem hier der Weg der Reichsgeſetz— 
gebung befchritten tt, nicht in Betracht fommen. Daß darum die Schul- 
frage völlig außerhalb des Konkordats bleibt, ſcheint leider keineswegs 
ausgemacht. Vielmehr ditrfte damit zu rechnen fein, daß im Konfordat 
auf die einjchlagigen Artikel der Reichsverfaffung Bezug genommen wird. 
Dies würde bei aller ſcheinbaren Sarmlofigfeit einer ſolchen Formel 
bedeuten, daß die Schulparagraphen der deutſchen Reichsverfaffung zum 
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Beftandteil eines internationalen Bertrages gemacht werden, Dieje Dinge 
jcheinen das Stadium theoretischer Erörterungen bereit3 Hinter fich zu 
we und heute im Mittelpunft der politiihen Berhandlungen ſelbſt 
zu ſtehen. 

(Wir geben diefe Zujchrift mit allem Vorbehalt wieder, find aber der 
Meinung, daß jte den jegt verjammelten Landtag veranlaffen follte, von 
der preupiihen Staatsregierung Aufklärung zu verlangen.)“ | 


2. Der frühere badiſche Staatsprafivent, Dr. Hellpach, weist in einem 
Aufſatz vom 4. Dezember 1924, der in der „Neuen Zürcher Zeitung” 
erichtenen tjt, auf Die Gefahr Hin, die ein römiſches Konkordat mit ſich 
bringt; er jchreibt u. a.: „Es kann nichts geben, was mit der Idee 
und Nealitat des Einheitsitaates jo unverträglich ilt, wie das Necht feiner 
Gliedſtaaten, volferrechtliche Verträge mit einer auswärtigen Macht ab- 
zuſchließen. Diejes Necht und feine Betätigung jprengt jogar ſchon Die 
Idee und die Nealitat des echten Bundesitaates... Wenn die beiden 
größten deutjchen Lander. (Bayern und Preußen) erit einmal gejonderte 
und verſchiedene Nechtsverträge mit der Kurie haben, jo iſt danach jede 
VBroflantation einer Neichseinigung gerade unter kulturpolitiſchen Ge— 
ichtspunften Schall und Rauch .. .“. 


3. Der große öſterreichiſche Dichter Franz Orillparzer hat einmal 
in tiefem Schmerz über den geijtigen Tiefjtand jeines Bolfes gejagt: 
„Der Katholizismus ift an allem ſchuld. Gebt uns (Deutjch-Vefter- 
reichern) eine zweihundertfünfzigjährige Gejichichte als proteftantijcher 
Staat, und wir find der führende deutiche Volksſtamm. So aber haben 
wir nur noch Talent zur Mufit und zum — Konfordat.“ Soll es von 
unjerm deutſchen Volke auch einmal jo heißen? 

Der gegenivärtige Stand der Trage nötigt uns nicht, die Weiſung 
auszugeben, den Konfordatsfampf im Augenblid mit aller Schärfe und 
Kraft fortzuführen: das Pulver muß trocken gehalten werden für den 
legten Entjcheidungsfampf. Wohl aber gilt e3, jede Gelegenheit zu 
benutzen, un das Intereſſe für die Konkordatsfrage und die Stimmung 
gegen jedes Konfordat in unjerem evangeliichen Volke dauernd lebendig 
zu halten. Bon etwaigen Veränderungen der Lage, die freilich jeden 
een fonnen, wird gegebenenfall3 jchnellitens Nachricht gegeben 
werden. 
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